
“Im Umkehrschluss sind also 
mehr als die Hälfte der Kommu-
nen und kommunalen Unter-

nehmen nicht oder nur bedingt 
auf die Zinswende vorbereitet”, 
sagt CommneX-Geschäfts-
führer Friedrich v. Jagow. Das 
Unternehmen hat die Studie 
in Zusammenarbeit mit der TU 
Darmstadt durchgeführt. Für 
die Studie wurden rund 140 
Experten aus Kommunen, kom-
munalen Unternehmen und Fi-
nanzinstituten befragt. 
“In diese attraktive Lücke wer-
den die Banken sofort hinein-
stoßen. Laut unserer Studie 
wird fast jede zweite Bank oder 
Sparkasse parallel zur nächsten 
Zinserhöhung das eigene Enga-
gement im Bereich der Kommu-

sogar stark nach oben fahren. 
Der Markt ist attraktiv und 
diese Attraktivität wird weiter 

steigen.” Dass viele Kommunen 
dennoch nicht richtig auf die 
Folgen der Zinswende vorbe-
reitet sind, hat offenbar auch 
damit zu tun, dass 62 Prozent 
von ihnen erst ab 2020 mit einer 
Erhöhung der Leitzinsen durch 
die Europäische Zentralbank 
rechnen. “Die Kommunen könn-
ten sich hier allerdings in trüge-
rischer Sicherheit wiegen”, be-
fürchtet Carl v. Halem, ebenfalls 
Geschäftsführer von CommneX. 
“Denn bei den befragten Finanz-
instituten erwartet eine knappe 
Mehrheit, dass die EZB schon im 
nächsten Jahr handeln wird.” 
Der kommunale Kreditmarkt 

hat in Deutschland inklusive 
der Kommunalunternehmen 
ein jährliches Volumen von rund 
290 Milliarden Euro.

Die deutschen Banken und 
Sparkassen sehen sich seit 
Langem einem Rückgang der 
Zinsspanne gegenüber. Die 
Zinsspanne entspricht der Dif-
ferenz zwischen den Kreditzin-
sen, die Kreditnehmer an die 
Bank zahlen, und den Einla-
genzinsen, die Banken an ihre 
Kunden zahlen. In den vergan-
genen Jahren ist die Zinsspan-
ne wegen des Niedrigzinsum-
felds weiter gesunken, weil 
Banken und Sparkassen bisher 
darauf verzichten, von ihren 
Einlegern Negativzinsen zu ver-

langen, um den Rückgang der 
Kreditzinsen auszugleichen. 
Von dieser Nullzinsschran-
ke sind vor allem Sparkassen 
und Genossenschaftsbanken 
betroffen, weil diese stark im 
Einlagengeschäft tätig sind. 
Seitens der Bankenaufsicht ist 
der Rückgang der Zinsspanne 
bedenklich, da die Institute er-
forderliches Eigenkapital dann 
vorwiegend durch einbehaltene 
Gewinne auf bauen. 
Um den Rückgang des Zins-

überschusses auszugleichen, 
planen viele Sparkassen, ihre 
Provisionseinnahmen in den 
kommenden Jahren zu er-
höhen (siehe hierzu auch die 
Präsentation der Deutschen 
Bundesbank zur Vorstellung 
der Ergebnisse der Niedrig-
zinsumfrage am 30.08.2017). 
Derzeit erzielen die Sparkassen 
mehr als die Hälfte ihrer Provi-
sionseinnahmen im Zahlungs-
verkehr. Dazu zählen auch die 
Kontoführungsgebühren. An-
dere Provisionen, etwa aus dem 
Wertpapiergeschäft oder aus 
der Vermittlung von Versiche-
rungen und Bausparverträgen, 
spielen für die Sparkassen eine 
deutlich geringere Rolle.
Wenn man untersucht, ob die 

Sparkassen durch den Ausbau 
des Provisionsgeschäfts pro-

achten, wie die Banken ihre 
Provisionseinnahmen erzielen. 
So verspricht der Ausbau des 
Zahlungsverkehrsgeschäfts 
zwar zusätzliche und zugleich 
stabile Einnahmen, weil z. B. 
die Kontoführungsgebühren 
nur selten geändert werden. 
Allerdings ist das Zahlungsver-
kehrsgeschäft stark mit dem 
Kredit- und Einlagengeschäft 
der Banken verknüpft. Deut-
lich geringer ist der Zusammen-
hang hingegen zwischen den 
Zins- und Provisionseinnah-
men aus dem Wertpapierge-
schäft, da letztere für gewöhn-
lich stark an den Verlauf der 
Aktienkurse gekoppelt sind: 
Bei steigenden Kursen werden 

Wertpapiere gehandelt als bei 
fallenden Kursen. Allerdings 
sind die Provisionseinnahmen 
aus dem Wertpapiergeschäft 
deshalb deutlich volatiler als 
die Einnahmen aus dem Zah-
lungsverkehr.
Die Ergebnisse der Studie las-

sen vermuten, dass Sparkas-
sen mit einem höheren Anteil 
an Provisionseinkommen, vor 

allem aus dem Zahlungsver-
kehrs- und dem Wertpapier-

-
höhen können. Dies gilt auch, 
wenn man berücksichtigt, dass 
die Provisionseinnahmen aus 
dem Wertpapiergeschäft volati-
ler sind. Sparkassen mit einem 
höheren Anteil an Einnahmen 
aus dem Wertpapiergeschäft 
scheinen zugleich stabiler zu 
sein. Dies legt nahe, dass Spar-
kassen durch das Wertpapier-
geschäft ihre Einnahmen nicht 
nur erhöhen, sondern auch ih-
re Erträge besser streuen und 
ihre Abhängigkeit vom Zinsein-
kommen verringern können.

*Dr. Matthias Köhler ist Ana-
lyst und Researcher der Deut-
schen Bundesbank. 
Der vorliegende Beitrag basiert 

auf einem Diskussionspapier 
der Deutschen Bundesbank: 
“An analysis of non-traditional 
activities at German savings 
banks – Does the type of fee 
and commission income mat-
ter?”. Die Diskussionspapiere 
der Deutschen Bundesbank 
spiegeln die persönliche Auf-
fassung der Autoren und nicht 
notwendigerweise die der Deut-
schen Bundesbank wider.
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“Mich wundert es, dass in noch 
keiner anderen Stadt jemand 
auf die Idee gekommen ist. Für 
mich ist diese Lösung nahelie-
gend”, so Frank Gensler, Käm-
merer der nordrhein-westfäli-
schen Stadt Neuss, gegenüber 
unserer Zeitung. 
Konkret geht es um eine Darle-

hensgewährung in Höhe von 30 
Millionen Euro auf Basis einer 
öffentlich-rechtlichen Verein-
barung mit Grevenbroich. Es 
handelt sich dabei aber nicht 
um ein zinsloses Darlehen. 
Neuss zahlt dafür 0,2 Prozent 
Zinsen an Grevenbroich. “Das 
ist angesichts der aktuellen Li-
quiditätslage im Markt nichts 
Ungewöhnliches”, erklärt Gens-
ler. Damit man in Neuss bei 
dem Darlehensgeschäft auf der 

sicheren Seite ist, hat man sich 
an die BaFin gewandt und dort 
um Feststellung der Erlaubnis-
freiheit des Darlehensgeschäf-
tes gebeten. Aktuell steht die 
Stellungnahme der BaFin noch 
aus. “Die Aufsicht hat noch kei-

ne Tendenz erkennen lassen”, 
so Gensler zu einer möglichen 
Entscheidung.
Bevor man auf die Idee mit Gre-

venbroich kam, hat die Neusser 
Verwaltung in den vergangenen 
Monaten verschiedene Möglich-

keiten geprüft, um die Negativ-
verzinsung des städtischen Li-
quiditätssaldos zu verringern. 
Unter anderem wurde Kontakt 
zu verschiedenen Banken im 
gesamten Bundesgebiet aufge-
nommen, um dort Anlagemög-
lichkeiten zu prüfen. Ein Groß-
teil der Banken habe jedoch 
entweder kein Angebot abgege-
ben oder ein Angebot unterbrei-
tet, das nicht wesentlich von 
den Konditionen der Sparkasse 
Neuss abwich. Lediglich eine 
Bank signalisierte Bereitschaft 
zu einer Geldanlage zu 0,00 
Prozent. Da man jedoch keine 
konkrete, umfängliche Aussage 
zur Absicherung dieser Geldan-
lage machen konnte, wurde von 
einer Anlage bei dieser Bank 
abgesehen.

Monetäre Nachbarschaftshilfe
BaFin prüft kommunalen Geldverleih

(BS/lkm) Die Stadt Neuss ist in der komfortablen Situation, mehr Geld zu haben, als sie ausgeben kann. Der Nachbargemeinde Grevenbroich geht 
es nicht so gut. Da Neuss für das “Parken” seines Vermögens bei der Sparkasse seit Oktober 2017 ein Verwahrentgelt von 0,45 Prozent zahlen 
muss, kam man hier auf die Idee, mit dem Geld dem finanziell weniger gut gestellten Grevenbroich unter die Arme zu greifen und dabei auch noch 
zu sparen.

Um bei der Sparkasse das Verwahrentgelt in Höhe von 0,45 Prozent zu ver-
meiden, will man in Neuss das Geld lieber der Nachbargemeinde Greven-
broich überlassen. Foto: BS/Markus Hein, pixelio.de

Sparkassen im Niedrigzinsumfeld
Mehr Stabilität durch mehr Provision

(BS/Dr. Matthias Köhler*) Vor dem Hintergrund des Niedrigzinsumfelds stellt sich Banken die Frage, ob sie den Rückgang des Zinsüberschusses 
durch den Ausbau des Provisionsgeschäfts ausgleichen und dadurch ihre Profitabilität erhöhen können. Eine aktuelle Studie der Deutschen Bun-
desbank untersucht diese Frage mithilfe von anonymisierten Daten des Deutschen Sparkassen- und Giroverbands (DSGV) zum Provisionsgeschäft 
von 416 Sparkassen in den Jahren von 2002 bis 2013.

Nicht allerorts leistet der Kur-
betrieb einen positiven De-
ckungsbeitrag. Zahlreiche 
Kurorte haben mit größeren 

kämpfen als vergleichbare 
Städte und Gemeinden ohne 
einen solchen Status. Das liegt 
maßgeblich am sehr hetero-
genen Leistungsportfolio. So 
sind z. B. die in Kurorten weit 
verbreiteten Kurparks sehr 

Eine Steuerung des Kurbe-
triebs sollte aber nicht nur 

-
leistungen ausgerichtet sein. 
Wir haben festgestellt, dass 
auch eine Betrachtung der 
Kennzahl Ergebnisbeitrag je 

-
tung zweckdienlich ist. Denn 
selbst vergleichsweise hohe 
Aufwendungen können ange-
messen sein, wenn die Kur-
leistungen im entsprechenden 
Umfang genutzt werden. Bei-
spielsweise hatte Bad Wildun-
gen mit sieben Mio. Euro den 
mit Abstand höchsten absolu-
ten negativen Ergebnisbeitrag 
im Vergleich. Dieser auf den 
ersten Blick sehr hohe Wert 
relativiert sich jedoch durch 
die Fallzahl der Kurgäste. 2015 
hatte Bad Wildungen knapp 

pro Kurgast lag damit unter 
sechs Euro und war dadurch 
sogar unterdurchschnittlich. 
Genau umgekehrt verhielt es 

sich in Bad Endbach. Absolut 
gesehen lag der negative Er-
gebnisbeitrag dort mit fast 1,5 
Mio. Euro zwar nur leicht über 
dem von uns ermittelten Medi-
an. In Bezug auf die Kurgäste 
hatte Bad Endbach jedoch das 

der Kurleistungen. Es betrug 
-

damit fast 16-mal höher als 
in Bad Wildungen. Ursächlich 

dafür waren die mit 15.475 
vergleichsweise sehr niedrigen 

-
tungen. Gefährdet der Kurbe-

Handlungsfähigkeit der Kom-
mune, müssen Maßnahmen 
ergriffen werden. Sonst ist 
nicht nur der Kurbetrieb, son-
dern letztlich die ganze kom-
munale Selbstverwaltung vor 
Ort gefährdet. Einzelne Leis-
tungen sind auf Einsparpoten-
ziale zu überprüfen. Als letztes 
Mittel ist in Betracht zu ziehen, 
den Kurortstatus aufzugeben. 

-
spielsweise durch die Anhe-
bung des Grundsteuer-B-He-
besatzes ausgeglichen, bezahlt 
der Bürger vor Ort den Preis 
der Genesung des Kurgastes.
Gefragt ist in dieser Situati-

on aber ebenso das Land, das 
die Kurort-Landschaft insge-
samt gerade dann überdenken 
sollte, wenn es wie in Hessen 
mehr Kurorte als Landkreise 
gibt. Tendenziell ist es sicher-
lich sinnvoll, quantitativ we-
niger Kurorte mit dafür quali-
tativ besseren Kurleistungen 
zu haben. Ein landeseigener 
Kurort-Bedarfsplan sowie die 
Konzentration der Landesför-
derung auf weniger Kommu-
nen könnten dazu einen Bei-
trag leisten. 
Lesen Sie mehr zum Thema 

“Kurorte” im Kommunalbericht 
2017, Hessischer Landtag, 
Drucksache 19/5336 vom 28. 
November 2017, S. 200 ff.

Dr. Ulrich Keilmann

Dr. Ulrich Keil-
mann leitet die 

-

“Kurbäder”

Banken erwarten Zinswende vor 2020
Kommunal-Barometer 2018

(BS/lkm) Laut dem “Kommunal-Barometer 2018” sind rund 44 Prozent der Kommunen und kommunalen Un-
ternehmen in Deutschland gut auf steigende Zinsen vorbereitet. Sie haben sich entweder die niedrigen Zinsen 
langfristig gesichert, alternative Finanzierungsformen etabliert oder die gute Konjunktur der vergangenen 
Jahre zum Schuldenabbau genutzt.


